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(Nr. 12922.) Verordnung über die Einberufung des Landtags. Vom 16. Dezember 1924. 


Auf Grund des Artikels 17 Abſ. 2 der Verfaſſung des Freiſtaats Preußen vom 30. November 1920 wird 
verordnet: a 


Auf Grund des Artikels 17 Abs. 2 der Verfaſſung des Freiſtaats Preußen vom 30. November 1920 wird 


Der weiniſter des Junern wird mir ber Ausfuhrung VIEL Orton Lenteſscuhs⸗ 


Berlin, den 16. Dezember 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. 


(Nr. 12923.) Zweite Verordnung zur Einſchränkung öffentlicher Bekanntmachungen. Vom 17. Dezember 1924. + 


Auf Grund des § 1 des Geſetzes zur Einſchränkung öffentlicher Bekanntmachungen vom 4. März 1924 
(Geſetzſamml. S. 123) wird folgendes verordnet: 
I. 
Die im § 156 Abſ. 2 Satz 2 der Kriminalordnung für die Preußiſchen Staaten vom 11. Dezember 1805 
angeordnete öffentliche Bekanntmachung vom Auffinden unbekannter Leichen fällt fort. 


II. 
Im 8 7 Abſ. 1 des Ausführungsgeſetzes zur Zivilprozeßordnung vom 24. März 1879 (Geſetzſamml. S. 281) 
treten folgende Veränderungen ein: a 
1. An die Stelle des bisherigen Satzes 2 tritt folgende Beſtimmung: 
8 Dieſe Einrückung unterbleibt, ſoweit die Veröffentlichung auf Grund der Vorſchriften des 
$ 1009 Abſ. 3 und des § 1017 Abf. 2 Satz 2 der Zivilprozeßordnung durch Einrückung in den 
Deutſchen Reichsanzeiger erfolgen muß. 
2. Als Satz 4 wird folgende Beſtimmung hinzugefügt: 5 
Das Gericht kann anordnen, daß die Einrückung noch in andere Blätter und zu mehreren 
Malen erfolgen oder daß die Einrückung in den öffentlichen Anzeiger des Amtsblatts, auch ab- 
geſehen von dem Falle des Satzes 2, unterbleiben und durch Anheftung an die Gerichtstafel erſetzt 
werden ſoll. 
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Ausgegeben zu Berlin, den 20. Dezember 1924. 
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III. 

Dem Artikel 14 Abſ. 1 des Ausführungsgeſetzes zum Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und die 

Zwangsverwaltung vom 23. September 1899 (Geſetzſamml. S. 291) tritt als Satz 2 folgende Beſtimmung hinzu: 
Die Befugnis des Gerichts zu einer Anordnung gemäß § 39 Abf. 2 des Reichsgeſetzes über 
die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung beſteht jedoch in jedem Falle ohne Rückſicht 
auf den Wert des Grundſtücks. 
IV. 

Soweit auf Grund des § 10 Abſ. 3 des Zweckverbandgeſetzes vom 19. Juli 1911 (Geſetzſamml. S. 115) 
die Satzungen der Giroverbände durch die Regierungsamtsblätter und durch die für Bekanntmachungen der 
beteiligten Kommunalverbände beſtimmten Veröffentlichungsorgane ſowie gegebenenfalls durch die Kreisblätter 
zur öffentlichen Kenntnis zu bringen ſind, genügt es, wenn die Satzung im vollen Wortlaute nur im Amts⸗ 
blatte derjenigen Regierung Aufnahme findet, in deren Bezirk der Giroverband feinen Sitz hat. In den übrigen 
in Betracht kommenden Amtsblättern außerhalb des Verbandsbezirkes, ſonſtigen Veröffentlichungsorganen und 
Kreisblättern genügt ein kurzer Hinweis mit dem Zuſatze, daß der volle Wortlaut der Satzung in den Geſchäfts⸗ 
räumen des betreffendenden Giroverbandes eingeſehen werden kann. 


V. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 17. Dezember 1924. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. Severing. 


(Nr. 12924.) Verordnung über die Bewirtſchaftung möblierter Zimmer und übergroßer Wohnungen. 
Vom 12. Dezember 1924. i 


DIE Grund des $ 22 des Reichsmietengeſetzes vom 24. März 1922, des § 52 des Geſetzes über Mieterſchutz 
und Mieteinigungsämter vom 1. Juni 1923 ſowie der SI 1 und 10 des Wohnungsmangelgeſetzes vom 
26. Juli 1923 ordne ich nach Anhörung und mit Zuſtimmung des Reichsarbeitsminiſters für das Gebiet des 
Preußiſchen Staates folgendes an: ; 

SR 


Die Vorſchriften des Reichsmietengeſetzes und meiner ſämtlichen dazu erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen 
ſowie die Beſtimmungen des 1. Abſchnitts des Geſetzes über Mieterſchuz und Mieteinigungsämter mit 
Ausnahme der des 8 29, ferner die Vorſchriften des Wohnungsmangelgeſetzes finden keine Anwendung auf 
möblierte Zimmer, die keine ſelbſtändige Wohnung darſtellen. i 


82 
d . 
Eine Inanſpruchnahme von Teilen einer Wohnung mit der Begründung, daß die Wohnung im Verhältniſſe 
zur Zahl ihrer Bewohner als übergroß anzuſprechen ſei, iſt nicht mehr zuläſſig. 
Soweit bis zum Inkrafttreten dieſer Verordnung die Inanſpruchnahme von Teilen übergroßer Wohnungen 
ausgeſprochen oder durchgeführt worden iſt, behält es bei den bisherigen Beſtimmungen und dem durch die 


manſpruchnahme geſchaffenen Zuſtande fein Bewenden. Dies gilt auch bei einem Wechſel in der Perſon 
desjenigen, dem gegenüber die Inanſpruchnahme ausgeſprochen oder durchgeführt worden iſt. 
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j Desgleichen find ſämtliche vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung anhängig gewordenen Streitigkeiten 


über die Höhe der geſetzlichen Miete für Räume der im § 1 bezeichneten Art ſowie anhängige Streitigkeiten 
über deren Herausgabe nach den bisherigen Vorſchriften zu erledigen. 

Die Kommunglaufſichtsbehörden werden ermächtigt, auf Antrag von Gemeindebehörden für einzelne 
Fälle Ausnahmen von der Beſtimmung des Abſ. 1 Satz 2 zuzulaſſen. 


8 4. 
Sämtliche von mir erteilten Ermächtigungen, ſoweit ſie mit dieſer Verordnung in Widerſpruch ſtehen, 
werden hiermit zurückgenommen. 


Ich behalte mir vor, auf Antrag von Kommunglaufſichtsbehörden für einzelne Gemeinden Ausnahmen 
von den Beſtimmungen der SS 1 und 2 zuzulaſſen. 


8 5. 
Dieſe Verordnung tritt, ſoweit die Beſtimmungen der SS 2 und 3 Abs. 1 und 3 in Frage kommen, 
mit der Verkündung, im übrigen mit dem 1. Januar 1925 in Kraft. 


Berlin, den 12. Dezember 1924. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
3 Hirtſiefer. 


(Nr. 12925.) Verordnung über die Abänderung der Zinsſätze im Pfandleihgewerbe. Vom 17. Dezember 1924. 


Auf Grund des § 1 Abf. 3 Satz 2 des Geſetzes, betreffend das Pfandleihgewerbe, vom 17. März 1881 
(Geſetzſamml. S. 265) in der Faſſung des § 1 des Abänderungsgeſetzes vom 7. Juli 1920 (Geſetzſamml. S. 387) 
und des § 4 der Verordnung vom 23. November 1923 (Geſetzſamml. S. 534) wird die durch § 3 der Ver⸗ 
ordnung über die Abkürzung der Friſten und die Dinsſätze im Pfandleihgewerbe vom 11. Februar 1924 
(Geſetzſaamml. S. 113) geſchehene Erhöhung der nach § 1 Abſ. 1 des Geſetzes vom 17. März 1881 zuläſſigen 
Zinsſätze mit der Maßgabe widerrufen, daß der Pfandleiher ſich vom 1. Januar 1925 ab an Zinſen nicht 
mehr ausbedingen oder zahlen laſſen darf als 

a) ſechs Reichspfennig für jeden Monat und jede Reichsmark von Darlehnsbeträgen bis zu 30 Reichsmark, 

b) fünf Reichspfennig für jeden Monat und jede den Betrag von 30 Reichsmark überſteigende Reichsmark. 


Berlin, den 17. Dezember 1924. 
Der Miniſter des Innern. 


In Vertretung: 
Meiſter. 
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Bekanntmachung. 


= Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gefekfamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Oktober 1924 über die Verleihung des 

RS Enteignungsrechts an das Märkiſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Berlin, für die Durch⸗ 

5 führung einer Stauerhöhung der Neiße beim Kraftwerk Neißemühle durch das Amtsblatt der 
Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 47 S. 255, ausgegeben am 22. November 1924; 


2, der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. Oktober 1924 über die Genehmigung des 
Nachtrags zum Statut der Zentrallandſchaft für die Preußiſchen Staaten vom 21. Mai 1873 durch 
das Amtsblatt der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 47 S. 441, ausgegeben am 

22. November 1924; ee 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 4. November 1924 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an das Märkiſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Berlin, für den Bau der 
nach dem zwiſchen ihm und der Stadt Forſt (N.⸗L.) abgeſchloſſenen Stromlieferungsvertrage zuläffigen 
Anlagen für die Leitung und Verteilung elektriſcher Arbeit innerhalb des Stadtkreiſes Forſt (N. L.) 
durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 48 S. 259, ausgegeben am 29. November 1924; 


4, der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. November 1924 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die »Ilſe«, Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft in Grube Ilſe (R. L.), für den Bau einer 
Hochſpannungsleitung zur Verſorgung der Gemeinden Klein Partwitz, Blund und Sabrodt durch 
das Amtsblatt der Regierung in Liegnitz Nr. 48 S. 292, ausgegeben am 29. November 1924; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. November 1924 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an das Verbandselektrizitätswerk Waldeck in Corbach für den Bau einer Hoch⸗ 
ſpannungsleitung vom Großkraftwerk Borken nach Kerſtenhauſen durch das Amtsblatt der Regierung 
in Caſſel Nr. 49 S. 313, ausgegeben am 6, Dezember 1924; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. November 1924 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Provinzialverband der Provinz Pommern für die Errichtung einer Waſſer⸗ 
kraftanlage an dem Stofpefluffe bei Groß Krien (Landkreis Stolp) und zur Herſtellung einer Feld⸗ 
bahn von dem Bahnhof Rathsdamnitz oder Starnitz nach der Bauſtelle bei Groß Krien durch das 

Amtsblatt der Regierung in Köslin Nr. 50 S. 259, ausgegeben am 13. Dezember 1924. 
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